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München, 22. Oktober 2023 

 

Sehr geehrter Herr Justizminister Buschmann, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

das Kindesunterhaltsrecht soll reformiert und fairer gestaltet werden. Ihre Eckpunkte 

dazu wurden bereits vom Bundesjustizministerium (BMJ) veröffentlicht. In Ihrer Reform 

sollen die Betreuungsanteile mehr Berücksichtigung finden und der Unterhalt 

dementsprechend gemindert werden. Damit möchten Sie Konfliktpotentiale und 

Streitigkeiten reduzieren. 
 

Das Münchner Frauen*netz sieht diese Reform kritisch und möchte hiermit Stellung 

nehmen: 

In Ihrem Eckpunktpapier geben Sie an, dass sich der Unterhalt lediglich um ca. 15 % 

mindern wird. Dies ist so leider nicht korrekt. Bei bestimmten Berechnungs-

konstellationen beträgt die Reduzierung des Unterhalts über 42 %. 

Wir sehen hier die Gefahr, dass der mitbetreuende Elternteil motiviert ist, den Umgang 

wegen der Unterhaltsminderung auszuweiten und nicht aufgrund paritätischer Fürsorge 

oder tatsächlichem Interesse am Kind. Wir sind der Meinung, dass der Unterhalt nicht 

mit Umgangszeiten verrechnet werden darf. Die Qualität der Betreuung muss im 

Vordergrund stehen, nicht die Quantität. 

Bereits ab einer Betreuung von 30 % soll der Unterhalt um bis zu 42 % reduziert werden 

können. In der Praxis kann bei diesem Umgangsmodell der Elternteil, bei dem das Kind 

seinen Lebensmittelpunkt hat, gar nicht entlastet werden. Weder bei der Sorgearbeit 

noch bei seinen Alltagspflichten. Innerhalb der Arbeitswoche bleibt die Verantwortung 

bei dem hauptbetreuenden Elternteil bestehen und die finanzielle Belastung bleibt 

ebenfalls gleich. Die Kosten für Wohnraum, Verpflegung, Kleidung, Schulbedarf, 

Freizeitgestaltung, uvm. reduzieren sich dadurch nicht. Stattdessen erhält dieser 

Elternteil dann aber weniger Unterhalt 

Der reduzierte Unterhalt soll künftig sogar unter dem Mindestunterhalt liegen und somit 

unter dem sächlichen Existenzminimum des Kindes. 

  

 



 

 
 

 

 

  
Die Unterhaltsminderung geht zu Lasten des Elternteils, der unter der Woche die 

Hauptbetreuung gewährleistet. Die Differenz wird dieser nicht selbst erwirtschaften 

oder ausgleichen können und dadurch erhöht sich das Armutsrisiko erheblich. Nachdem 

fast 90 % der Alleinerziehenden Frauen sind, betrifft die Benachteiligung Ihrer 

Unterhaltsrechtsreform überwiegend Frauen. 

Eine finanzielle Verschlechterung und die damit verbundene drohende 

Armutsgefährdung kann nicht im Interesse und zum Wohle des Kindes sein. 

 

Das vorgelegte Eckpunktepapier führt in seiner derzeitigen Planung zu einer 

Umverteilung zu Lasten der Schwächsten. Dies darf nicht sein. 

Sofern die Höhe des Kindesunterhalts von der Betreuungsdauer abhängig gemacht 

werden soll, sehen wir eine strukturelle Benachteiligung von Alleinerziehenden, 

überwiegend Frauen und deren Kinder.  

Die tatsächlichen Bedarfe werden dabei nicht berücksichtigt. Vielmehr werden 

Alleinerziehende und deren Kinder noch mehr in die Armut gedrängt als bisher. 

 

Verbände wie VAMV, DJB, der Stadtbund der Münchner Frauenverbände, TuSch und der 

Deutsche Kinderschutzbund haben sich bisher bereits kritisch geäußert. Diesen 

Presseerklärungen bzw. Stellungnahmen schließen wir uns ausdrücklich an. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Simone Eiche 

Sprecherin Münchner Frauen*netz 

 

 


